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Josef Schwalber (1902-1969) - eine politische Biografie 
Bürgermeister, MdL, Staatssekretär, Kultusminister und Landrat (2. Teil) 

Vo11 Paul 1-loser 

1\1it111irk1111g a11 der Bayeriscl,e,r Ve,jass1111g 

An den Tagungen des Vorbereitenden Verfassungsausschus­
ses vom 8 . M ärz 1946 bis zum 24. Juni '1946, der über den 
Entwurf H oegners beriet, war Schwalber noch nicht betei­
ligc.113 Innerhalb der CSU bestand aber ein Arbeitskreis für 
Verfassungsfragen, dem er angehörte.t t4 Dort erarbe itete man 
aber keine eigene Verfassungsvorlage, sondern machte sich nur 
Gedanken zu der vom Vorbereitenden Verfassungsausschuß auf 
der Basis der von Ministerpräsident Hoegners Entwurf erar­
beiteten Vorlage.' 15 

Schwalber war dann Mitglied der vom J 3. Juli bis zum 
26. Oktober 1946 tagenden Verfassunggebenden Landesver­
sammlung in Bayern. H ier gehörte er wiederum dem 21 -köp­
figen Verfassungssauschuß an und hatte wesentlichen Anteil 
an der Ausarbeitung der Bayerischen Verfassung. Zusammen 
mit Josef Seifried von der SPD war er speziel l R.e ferent fi.ir 
den im Entwurf vorgesehenen Verfassungsabschnitt >>Land und 
Gemeinden«. Grundsä tzlich warnte Schwalber davor, bei der 
Festlegung der Ve1-fassungsbescimmungen zu starke R ücksicht 
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auf mögliche Eingriffe der ß esatzungs111acht zu nehmen: 
» Wir dürfen uns bei der Festlegung der verfassungsrechtlichen 
Bestimmungen njcht allzusehr von den außerordentlichen 
Z uständen der Gegenwart allein leiten lassen. Dann dürften 
wir überhaupt keine Verfassung 111achen, weil wi r immer auf 
Eingriffe der Besatzungsmacht gefasst sein 111üssen.« t16 

Schwalber führte aus, es handle ich darum, einen Staat erst 
neu zu errichten.t t7 E r wandte sich gegen die für den ersten 
Teil vorgesehene Überschrift »Land und Ge me inde n« und 
wollte stattdessen als Titel >>Staat und Gemeinden«. D ie Ver­
fassung solle Gelegenheit geben, mit einem neuen Staatsbe­
griff an die Öffentlichkeit zu treten. Abzulehnen ei der bis 
dahin vorherrschende Staatsbegriff von Hegel und Treicschke: 
»Dieser Staacsbegriff mit seiner 0111nipotenz hat uns schließ­
lich in der weiteren Entwicklung zu111 Dritten R eich geführt. 
[ ... j Wir wollen einen Staat, nicht bloß ein Land bilde n. 1-.. ] 
ßayern ist staatlich betrachtet ein ganz anderer Begriff und eine 
ganz andere Größe als nur eine Verwaltungseinheit.« Eine so 
explizite neue Staatsdefinition, wie sie ihm vorschwebte, etzte 
Schwalber allerdings nicht durch. In der endgültigen Verfassung 
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lautete die Überschrift aber immerhin: >> Die Grundlagen des 
ßayeri chen Staates«, sodass der Staatscharakter Bayerns her­
vorgehoben wurde. Die Formulierung hatte Schwalber in der 
zweiten Lesung vorge chlagen.118 Er become aber auch, das 
dieser bayeri ehe Staat auf keinen Fall ein größere Deutsch­
land in Frage stellen werde. 
Schwalber hielt es aber auch in der zweiten Lesung für sinnvoll, 
die Grundrechte in den er ten Teil der Verfassung aufzunehmen, 
der ich mit dem Staat befasste, um sich nochmals deudich vom 
Dritten Reich abzugrenzen, in dem der Staatsapparat absoluten 
Vorrang gehabt hatte.11'1 Dagegen wollte Hoegner den Staat 
den Grundrechten voranstellen, da es ohne Staat keine Grund­
rechte geben könne, die schließlich !~echte des Individuums 
gegen den Staat seien. 120 Die endgültige Verfassung enthielt 
dann einen eigenen Grundrechtsteil, der nicht vorange teilt 
war.121 Später glaubte Schwalber in seiner Erinnerung, er sei 
von Anfang an dafür gewesen, dass der Scaatlichkeitscharakter 
Bayern an die Spitze der Ve1fassung gestellt werde und nicht 
die Grundrechte.112 

Zum Zeitpunkt der Verfa ungsdebatte war ein intakter Staat 
nach Schwalbers Ansiehe noch gar nicht existent. Auch ein 
von den Alliierten anerkanntes Staatsgebiet bestand noch nicht. 
Schwalber wollte nicht nur den eigenständigen, sondern einen 
auch im Inneren starken Staat. Die gesetzgebende Gewalt sollte 
nicht, wie in Art. 4 Abs. 1 vorgesehen, nur dem Volk und der 
Volk vercretung zustehen, sondern auch im Weg der Delega­
cion möglich sein.1

2.
1 Der Mirberichterstaccer Seifried bemerkte 

entsetzt: >>Das wollen wir unter keinen Umständen machen, 
denn dann i t die Demokratie sofort beim Teufel.« AufSchwal­
ber Einwand, es ei schließl ich auch der Staatsnotstand in der 
Verfassung enchalcen, erwiderte Hoegner einschränkend, aus 
gutem Grund seien äußerstenfalls die Aufhebung der Mei­
nungs-, Vereins- und Pressefreiheit vorgesehen.124 

In Bezug auf die Gemeinden wollte SchwaJber eine ausdrück­
liche Anerkennung ihres eigenen Wirkungskreises durch den 
Staat. Er kritisierte. seit Montgelas sei ihr Selbstverwaltungs­
recht unterd1·ückt worden. Dieses in der natürlichen Ordnung 
begründete Selbstverwalcungsrecht sei aber nicht vom Staat 
abgeleitet und könne von ihm auch nicht entzogen werden.125 

chwalber sah die Gemeinden als ursprüngliche Körperschaf­
ten des öffentlichen l~echts, eine Eigenschaft, die der Staat 
anerkennen mü se. Dies fand ebenso Eingang in die Verfas­
sung wie der Grundsatz, wonach die Selbstverwaltung auf dem 
Grundsatz der Gleichheit der Gemeindemitglieder berube.121

' 

Ebenso enthielt die Verfassung, wie von ihm vorgeschlagen, 
einen Passus, wonach das Gemeindevermögen unter keinen 
Umständen zum Staatsvermögen gezogen werden konnce.127 

Ebenso wurde im Art. 83 (3) einer Forderung R echnung 
getragen, staatliche Aufgaben könnten den Gemeinden nur 
übertragen werden, wenn gleichzeitig die erforderlichen Mittel 
erschlö sen würden. 
Einigkeit be tand auch über Schwalbers Antrag, dass bei einer 
nicht rechtzeitig im Landtag erfolgten Verabschiedung de 
Haushaltsplans die Staatsregierung die en zunächst nach dem 
de. Vo,jahrs weiterführen solle.12s 
Der alles andere als pressefreundliche Ministerpräsident Hoeg­
ner hielt einen eigenen Passu über die Pressefreiheit eigentlich 
für i.iberAüssig. Man müsse die Aufgabe der Presse, l(ritik Ztt 

üben, nicht noch be anders herausstellen: »Die Aufgabe der 
Presse ist nicht nur, Kritik zu üben, sondern die Allgemeinheit 
zu unterrichten.«1

2'' Demgegenüber stellte Schwalber fest: »Ich 
stehe auch auf dem Standpunkt, daß die Presse heute eine 
Bedeutung von solchem Ausmaße hat, daß wir bei unserer 
Verfassung nicht an ihr vorübergehen können. Es gehört nun 
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einmal zum modernen Staat und zur modernen Gesellschaft , 
daß die Pressefreiheit garantiert ist. Ich möchte deshalb anre­
gen, nicht nach der negativen Seite die Aufgaben der Presse 
zu umschreiben, sondern in erster Linie nach der positiven 
Seite die Bestimmungen über die Presse zu fassen, nämlich daß 
es Aufgabe der Presse ist, an der Gestaltung des öffentlichen 
Lebens mitzuarbeiten, und daß nur von diesem Gesichtspunkt 
au einer Kritik in der Presse zugestimmt werden kann. Die 
Kritik muß sachlich und aufbauend wirken. Eine davon abwei­
chende Kritik wäre dem Staatsganzen abträglich und müßte 
infolgedessen unterbunden werden.«130 Der endgültige Verfas­
sungsartikel 111 verkündete dann, die Presse habe die Aufgabe, 
»I .. -1 im Dienst des demokratischen Gedankens über Vorgänge, 
Zustände und Einrichtungen und Persönlichkeiten des öffent­
lichen Lebens wahrheitsgemäß zu berichte1u131 

Mit Zustimmung Hoegners erreichte Schwalber die Streichung 
der Feststellung: »Die Ehe beruht auf der Gleichberechtigung 
der beiden Geschlechter.«132 Hoegner hatte sie zuerst nach dem 
Vorbild der Weimarer R eichsverfassung aufgenommen. Der 
von Schwalber wie von seinem Partei- und Gesinnungsfreund 
Dr.Alois Hundhammer nicht geschätzte Gleichberechtigungs­
grund atz fand aber dennoch in die neue Bayerische Verfassung 
mit der Formulierung Eingang: •>Mann und Frau haben in 
der Ehe grundsätzlich die gleichen bürgerlichen Rechte und 
PAichten.«133 

Bei der Diskussion des Schulwesens wollte Schwalber die Stel­
lung der Gemeinden verbessern. Art. 93 Abs. ( 1) formuli erte: 
»Das gesamte Schul- und Bildungswesen steht unter der Auf­
sicht des Staates. Er kann daran die Gemeinden beceiligen.«134 

Schwalber schlug vor: »Er wird daran die Gemeinden angemes­
sen beteiligen.«, kam aber damit nicht zum Zug.135 

1 n der Frage der Bekenntnis chule wollte er ich mit der Fest­
stellung begnügen, festzustellen, dass die öffentlichen Schulen 
entweder Bekenntnis- oder Gemeinschaftsschulen seien.136 

Dies war im Entwurf des Vorbereitenden Verfassungsausschus­
se o vorgesehen.137 Schwalber war hier sehr konzessionsbereit. 
Er verzichtete darauf, wie er zuerst vorgeschlagen hatte. den 
Absatz 2 des Artikels 97 zu streichen. Darin stand, dass die 
Lehrer an Bekenntnisschulen »grundsätzl ich« dem betreffenden 
.ßekennmis angehörten. Schwalber kannte als Jurist den Fall­
strick, der in dem Wort »grundsätzliclw lag. Es ließ Ausnahmen 
zu, womit man die Bekenntnisschule potenziell unterhöhlen 
konnte. Schwalber machte allerdings dies nicht deutlich, son­
dern argumentierte ganz harmlos, der Artikel wiederhole doch 
nur eine Selbstverständlichkeit, weshalb man ihn auch streichen 
könne. Hoegner konnte aber daraufhinweisen, dass die beiden 
großen Kirchen den gesamten Artikel akzeptiert hatten. 
Die Mehrheit nahm die ersten drei Absätze des Artikels 97 
ohne Änderungen an.138 Dagegen wurde der vierte Absatz 
gestrichen, der den Erziehungsberechtigten den Antrag auf 
Errichtung von Gemeinschaftsschulen nur in gemischt kon­
fessionellen Gebieten zugestehen wollte. Auch SchwaJber fiel 
anscheinend nicht auf, dass damit die Gemeinschaftsschule 
aufgewertet wurde. 
Obwohl man sich bei der ersten Lesung bereits geeinigt hatte 
und von der Basis der mit der katholischen Kirche im Januar 
1946 vereinbarten Regelungen ausgegangen war, genügte die­
ser inzwischen das Erreichte nicht mehr. Während Schwalber 
von dem in der ersten Lesung ausgehandelten Kompromiss 
ausging und sogar einräumte, da s viel Orte ohne rein kon­
fessionelle Schulen bleiben müs ten, wollte man tarr an der 
Bekenntnisschule festhalten,1.19 verlangte der CSU-Abgeord­
nete und Geistliche Wolfgang Prechcl in der zweiten Lesung 
am 8. August 1946, die gegenwärtige bayerische Schule solle 
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R egelschule werden, was das Ende der Gemeinschaftsschule 
bedeutet und alles Ausgehandelte wieder über den H aufen 
geworfen hätte.140 Es war aber nicht Schwalber, von dem d iese 
Maximalforderung ausging. 1-:loegner machte der C SU deut­
lich, dass die SPD ihr nicht nachgeben werde. Bei de r nächsten 
Sitzung w urde Schwalber als Berichterstatter durch Hundham­
mer ersetzt, der aggressiver und in der Partei einflussreicher 
wa r. Aber auch er erreichte nur, dass der Entwurf leicht im 
kirchlichen Sinn modifiziert und die Bekenn tnisschule noch 
ein wenig aufgewertet wurde. Mit ihrer weitgehenden Vorstel­
lung setzte sich die CSU dagegen nicht durch. Sogar Hund­
hammer machte sich Schwalbers Meinung zu eigen und gab 
zu Protokoll, dass die Fraktion Verständnis dafür habe, dass in 
der damaligen Situation die kon equente Beschäftig ung kon­
fess ionell gebundener Lehrer organisatorisch gar nicht möglich 
sei, was Schwalber bereics angesprochen hatte.141 

Eine wesentliche, in der zweiten Lesung von Schwalber ein­
gebrachte Änderung war der Satz: »Das Berufsbeamtentum 
wird grundsätzlich aufrechterhalten«, der so in die Verfas ung 
Eingang fa nd.142 Dies war ein deutliches Signal gegen die 
Abschaffung der bürokratischen Kaste, die den AIJi ierten vor­
schwebte, einer Kaste, die neben Militär und Justiz in hohem 
Maß das Funktionieren der nationalsozialistischen Herrschaft 
gewährleistet hatte und sich danach als rein sacho rie ntiert und 
ideologiefrei darzusteUen pflegte. Schwalber, der elbst keine 
Beamtenstellung innehatte, vertrat hier aber keine besonders 
herausragende Position. Über Festhalten am ß eru fsbeamten­
tum um j eden Preis herrschte in den großen Parteien Kon­

sens.143 

N ach interfraktionellen Besprechungen kam in de r zweiten 
Lesung die Vorlage für die Schaffung eines Staacspräsiden ten 
erstmals am 3. September 1946 im Verfassungsausschuss zur 
Sprache.144 Dessen Artikel 29 s soUte nach Hoegne rs Vo rstel­
lungen fes tschreiben, dass der Staatspräsident •>I . . -1 seine ganze 
Kraft für die Verwirklichung der demokratischen Grundgedan­
ken gegen Versuche zur Wiederherstellung der M onarchie und 
gegen totalitäre, reaktionäre und militari tische Bestrebungen 
einzusetzen« habe.14s Hier äußerte Schwalber, er habe Beden­
ken , dass ein nicht allzu geringer Teil bloß wegen dieser einen 
Bestimmung gegen die Verfassung stimmen könnte: •>D en 
Grund dafü r sehe ich eigentlich nur in der Formulierung. Es 
wäre vielleicht zweckmäßiger, die Monarchie nicht mit dem 
N amen zu erwähnen; denn es kommt uns doch dabei auf das 
Positive an. Legen wir den Staacspräsidenten auf de n Freistaa t 
Bayern fest! D ann haben w ir das Ominöse der ganzen Fas­
sung genommen und wir haben inhaltlich das erreicht, was 
wir alle miteinander wo llen. Es ist ganz klar [ ... j, dass der 
Staatspräsident sich zur fre istaatl ichen Verfassung des Landes 
Bayern bekennen rnuss.<<146 Dies fand allerd ings H oegner so 
1ucht anneh mbar, da er bewusst die M onarchie ausschließen 
wollte. D a der Staacspräsident o hnehin zu Fall kam und nicht 
in die Verfassung gelangte, blieb de r ganze Streit po litisch fo l­
genlos.147 

Z ur ebenfa lls viel debattierten Frage der Zweiten Kammer trug 
Schwalber nichcs bei. In den Verhandlungen der 13ayerischen 
Verfassunggebenden Versammlung vom 15.Ju li bis 30 . N ovem­
ber 1946, d ie über die Vorlagen des Verfassungsausschusses ent­
sclu ed , war er als R edner nicht aufgeste ll t. Bei der Abstimmung, 
über die Ve1-fassung am 26. O ktober 1946 stimmte Schwalber 
wie die große M ehrheit des Hauses mit Ja.148 

Beteilig1111g a11 der E11tste/11111,~ des Gr111 1dgesetz es 

Dem Bedürfüis der süddeutschen Länderregierungen in der 
amer ikanischen Zone, ihre Po lit ik im Länderrat aufeinan-
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der abzustimmen, encsprang im Februar 1947 der EIJwanger 
Freundeskreis.149 1 nitiator war der damalige Staacsmjnister und 
Leiter der Staatskanzlei, Dr. Anton Pfeiffer. Seit März 1947 
trafen sich do rt Vertreter der C DU und der CSU in de r ame­
rikanischen Zone und besprachen auch verfassungspo litische 
Fragen. Schwalber war sowohl Mitglied d ieses Kreise a ls auch 
des Verfassungsaus chusses der CDU/ CSU. Er nahm eb enfalls 
an dem auf Initiative des damaligen Ministerpräsidenten Ehard 
zustandegekommenen vom 10. bis zum 23. August 1948 tagen­
den H errenchiemsee-Konvent teil, nut dem Ehard hoffte, von 
vornherein die Ausgangssituation für eine föderalistische Ver­
fassungsgebung zu verbessern.1so Im EIJwanger Freundeskreis 
war bereits am 8 . August 1948 das weitere Vorgehen auf dem 
Verfassungskonvent in H errenchiemsee besprochen worden.151 

Pfe iffer gab do rt bekannt, dass ß ayern inzwischen einen eige­
nen Verfassungsentwuf erarbeitet habe. Auch Schwalber war 
an ihm beteil igt gewesen. Die das Verhältnis von Bund und 
Lände rn betreffenden Passagen der inzwischen verabschie­
deten Bayerische n Verfassung hatte man darin überno m men . 
Schwalber w urde Mitglied des wichtigen Unterausschusses 1 
für Grundsatzfragen, der bis auf wenige Ausnahmen den D ele­
gationschefs vorbehalten war. Er war auch Leiter der bayeri­
schen Delegation.Allerdings meldete er sich dort relativ wenig 
zu Wort. D er wissenschaftliche H erausgeber der Protokolle, 
Peter Bucher, kommt zu dem Schluss, Schwalber habe aus 
seiner föderalistischen Einstellung heraus die M itwirkung der 
Ministerpräsidenten bei der Schaffu ng des Grundgesetzes und 
damit auch ihre konkreten E inwirkungsmöglichkeiten auf den 
Parlamentarischen R at, der fü r das Grundgesetz verantwortlich 
war, weit i.iberschätzt.152 1 n der Plenarsitzung des Verfassungs­
konvents am 11.August 1948 g ing Schwalber auf die besondere 
Wichtigkeit des Finanzbedarfs der Länder und Gemeinden bei 
einem föderativen Aufbau des Staa tes ein. W iederum hob er 
die chon bestehende Staatlichkeit der Länder hervor: »[ . .. J w ir 
dürfen l-. -1 auf keinen Fall den Bestand der Länder gefährden: 
denn letzten E ndes sind sie die einzigen Gebilde, bei denen 
man im Ernst von einem Staat sprechen kann. Ich stehe auf 
de m Standpunkt, daß e in Volk o hne einen Staat, und zwar 
einen möglichst vollko mmenen Staat nicht existieren kann. 
Da es uns aber nicht möglich ist, den gesamtdeucsche n Staa t 
in dieser Vollkommenheit zu chaffen, müssen w ir eben ver­
suchen, den Staatsbestand in seiner Fülle nach M öglichkeit 
auf der Ebene der Länder zu wahren. Ich möchte hier r .. . ] 
der Forderung widersprechen, die Länder zu Kostgängern de 
Gesamcstaates zu machen. Gerade hier ist eine klare Abgren­
zung unerläßlich.«153 Schwalber sah es durchaus nicht als selbst­
verständlich an, da ein Bundesstaa t das reine parlamentarische 
System haben sollte: »Es fragt sich, o b wir die Bundesregierung 
von der jeweiligen Stimmung des Parlamencs abhängig, ob wir 
sie in den gegenwärtigen und kommenden chweren Zeiten 
zum Spielball der politi chen Parteien machen wollen oder o b 
w ir nich t doch einen Stabilitätsfaktor einbauen sollten, der die 
Gewähr für eine sachliche, auf längere Fristen angelegte R egie­
rungsarbeit zum Nutzen D eutschlands bietet.«154 Als Ko rrektiv 
schwebte der bayerischen Delegation ein von den Ländern zu 
besetzender Bundesrat mi t starken Mitbestimmungsrechten 
vor. Er sollte, wie Schwalber deutlich machte, die voLle Mitwir­
kung an der R egierungsbildung und volles Z ustimmungsrech t 
bei allen Vero rdnungen der Bunde regieru ng haben, auch wenn 
sie die bundeseigene Verwaltung betrafen.1s5 

In den Frankfurter Dokumenten hatten die d rei westl ichen 
Besa tzungsmächte den Ministerpräsidenten bereits am 1. Jul i 
1948 eine l<...e ihe von Empfehlungen für die Verfassung eine 
westdeutschen Teilstaate vorgegeben. ßis zum 1. September 
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ollte eine verfassunggebende Versammlung zusammentre­
ten und eine föderalistische demokratische R.egierung form 
schaffen. Über sie sollte dann in den Ländern eine Volksab­
stimmung stattfinden. Die Alliierten behielten sich die end­
gültige Genehmigung vor. Der aus den von den jeweiligen 
Landesparlamenten gewählten Ländervertretern gebildete Par­
lamentarische R at wurde dann am 1. September 1948 in Donn 
eröffoec.156 Schwalber war Mitglied der von Pfeiffer geführten 
CDU/ CSU- Fraktion und des Ausschusses für die Organisation 
des Bundes.157 

Am 9. September 1948 sprach er als Berichterstatter vor dem 
Plenum über die frage der Zuständigkeitsabgrenzung von 
Bund und Ländern. Demokratie und Föderalismus seien die 
beiden Grundelemente des Verfassungswerks. Es war noch 
offen, wer die neue Verfassung ratifizieren würde, die Landtage 
oder das Volk der Länder selbst. Das endgültige Wort lag hier 
bei den Militärgouverneuren. Getreu seiner bisherigen Linie 
strich Schwalber den Staatscharakter der Länder heraus. Die 
Länder seien die Bausteine des Bundesstaate : »Die gegenwär­
tigen Länder sind Staaten im vollen Sinne des Wortes mit einer 
originären Staaclichkeic.«158 Hier hatte Schwalber allerdings 
kein innerbayerisches Heimspiel zu erwarten. Auf diesen Satz 
hin erfolgten Zurufe: »Das ist nicht wahr!« Schwalber erwi­
derte, er sei seinerseits überzeugt, dass man über diese Frage 
zu keiner Einigkeit kommen werde. Man werde versuchen 
mü en, eine Lösung zu finden, beiden Seiten gerecht zu wer­
den: »Vielleiche darf ich Ihnen im Laufe der Beratungen einen 
Vorschlag machen [ ... J. den Anzug für unser deutsches Volk 
nicht von der tange zu kaufen, ondern zu ver uchen, eine 
Maßarbeit zu machen.« Von links wurde ihm darauf zugeru­
fen: »Maßarbeit ist manchmal schlechter als Arbeit von der 
Stange!«, worauf er konterte: »Als ich jung war, habe ich von 
der Stange gekauft,jetzt lasse ich mir den Anzug anmessen.« 
Heiterkeit löste darauf der weitere Zwi chenruf aus: ►>Das liegt 
aber an der Figur!<, Später folgte auch noch von Seite der SPD 
die spöttische Formulierung: »Hängen Sie Ihren Staat wieder 
auf die Stange!« Schwalbers Hauptkontrahent war in die em 
Zusammenhang der sprachgewalcige Dr. Carlo Schmid, Pro­
fessor für öffentliches Recht in Tübingen, Landesvorsitzender 
der SPD und Justizminister im französisch besetzten Würt­
temberg-Hohenzollern.159 Schmid warf ihm vor, er gehe hin­
ter die Weimarer Verfassung zurück und spielte dabei auf den 
vorgeschlagenen Bundesrat an. Schwalber erwiderte, man gehe 
absolut nicht hinter Weimar zurück, sondern gestalte hier eine 
alte Idee völlig neu. Es folgte wieder ein Zuruf von links: •>Also 
ein gewendeter Maßanzug!<< und Schmid fügte heiter hinzu: 
»Bloß sitzt dann die Brusttasche rechts!« Auch er war jedoch 
der Ansicht: » Wir werden uns chon einigen!« Wieder forderte 
Schwalber, der Bunde rar müsse absolut gleichberechtigt neben 
dem Bundestag stehen.AJJe , wa nicht unbedingt als gemein­
same Angelegenheit betrachtet werden mü se, müsse Aufgabe 
der Länder sein. Veränderungen, die auf die Beseitigung des 
bundesstaaclichen C harakters abzielten, müssten schlechthin 
als unzulässig betrachtet werden. Für die Länder beanspruchte 
er grundsätzlich das gesamte Gebiet der inneren Verwaltung, 
einschließlich der Polizei und der Kommunalverwaltung, da 
Erziehungs- und Unterrichtswesen, die Pflege von Kun t und 
Wissenschaft und die Regelung der R echtsverhältnisse der 
R eligions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Finanziell 
olle der Bund nicht Kostgänger der Länder ein , diese aber 

auch nicht vom Bund abhängen. Der Grundsatz, dass Bun­
desrecht vor Lande recht gelte, bleibe aber unbestritten: » Wir 
wollen die R.eichseinheic wie jeder andere Deutsche auch, aber 
wir wollen kein Einheitsreich.« 
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Am 2. November 1948 berichtete Schwalber der Landtags­
fraktion der CSU.1<~1 Demnach krankte alles an der Frage der 
Zweiten Kammer, also des Bundesrats. Der Organisacionsaus­
schuss habe im Artikel 107 die ß estimmung, wonach Gesetze 
im Bundesrat einstimmig beschlossen werden müssten, wieder 
gestrichen. Man werde aber die Stellung nicht räumen und bis 
zum SchJu für die Heimat kämpfen. Die am 11. März 1949 
von ihm vor der Landtagsfrakti on geäußerte Befü rchtung, dass 
es sogar zur ß eseitigung der Eigenstaatl ichkeit eines Landes 
ohne dessen Zustimmung kommen könne, sollte sich zumin­
dest nicht bewahrheicen .161 

Die Position der CSU war politi eh schwach, weil sie auch 
bei der CDU nicht allgemein auf Gegenliebe stieß. In einer 
Besprechung der CSU-Vertreter im Parlamentarischen R.ac am 
7.Januar 1949 erklärte Schwalber, man müsse unter Umstän­
den aus der gemeinsamen Fraktion austreten, wenn die CDU­
Leute ihren zencralistischen Kurs beibehielcen.162 1 n der ent­
scheidenden interfraktionellen Kommission waren Pfeiffer und 
Schwalber nicht vertreten. ß ei einem Treffen der Führungsgre­
mien von CDU und CSU am 8.Januar 1949 in Königswinter 
wurde ein Ausschuss eingesetzt, dem unter anderem Schwalber 
und Hundha111mer angehörten. Man fand eine Entschließung, 
die den föderalistischen Forderungen des bayerischen Minis­
terpräsidenten Ehard weitgehend entgegenkam.16

-' Doch hatte 
sie keinerlei Auswirkungen auf die Entwicklung im Parlamen­
tarischen R.ac. 
Nicht einmal die CSU-Delegierten verkörperten eine 
geschlossene Haltung. In München traute man den eige­
nen Leuten in Bonn nicht. Sowohl Pfeiffer als auch Schwal­
ber erhielten vom ersten bayerischen Ministerpräsidenten 
der Nachkrieg zeit, Fritz Schärfer, ein drohendes Schreiben. 
Schwalber ließ er wissen, er habe gehöre, dass man in Krei­
sen der CSU i111 Parlamentarischen Rat an die Möglichkeit 
denke, bei111 Grundgesetz in der Endabstimmung Ja zu sagen. 
Falls die Delegierten der CSU dies täten, fielen sie damit der 
bayeri chen Staatsregierung in den Rücken. Auch würde dies 
das Ende der CSU bedeuten: »Ich ermächtige Dich ausdrück­
lich, Deinen Freunden im parlamentarischen R.ac zu sagen, dass 
in der Stille in Bayern auch bereits Vorbereicungen getroffen 
sind für die zu erwartende Volksabstimmung über den Bonner 
Grundgesetzentwurf. Alle die Kräfte, die sich hier zusammen­
finden, würden selbstverständlich in den schär~ cen Gegensatz 
zur CSU geraten, deren Vertreter in Bonn dem Grundgesetz 
zugesti111mc haben.<< 16-1 

Schon 1947 war aufSchwalber Ini tiative die Tradition begon­
nen worden, am 1. Mai auf de111 Petersberg bei Dachau al 
Dankfest aus Anlass de im Landkrei Dachau ohne große 
Zerstörungen über tandenen Kriege den Dachauer Heimac­
cag zu feiern , auf dem konservative Politiker R eden hielten.1<,5 

Den Tag der Arbeiterbewegung hatte man vermutlich bewusst 
gewählt, um einen Kontrapunkt zu setzen. Die erste Rede dort 
hatte Schwalber selbst gehalcen.1

<><, Am 1. Mai 1949 benutzte er 
diese Gelegenheit, um drastisch auf die Pauke zu hauen und 
kundzutun, dass er unbeirrbar an den Forderungen der CSU 
festhalten werde. Für seinen üblicherweise reche farblosen Stil 
waren eine Formulierungen ungewöhnlich kräftig: »Unsere 
weißblaue Fahne hat nur dann einen Sinn, wenn ein bayeri­
scher Staat dahinter ceht!,, und: »DerWeg zu111 neuen Deutsch­
land darf nicht über die Leiche ßayerns gehen!«1<•7 Er verlangte 
eine Volksabstimmung iiber das Grundgesetz.Außer ihm sprach 
noch i111 gleichen Sinn der von der CSU zur Bayernparcei 
umgeschwenkte und dort zum Landesvor itzenden gewordene 
Dr.Josefß aumgartner, der ebenfalls aus der Dachauer Gegend 
stammte. Sein Grußwort an Kronprinz Rupprechc konnte als 
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Bekenntnis zur Monarchie und al besondere Provokation auf­
gefasst werden. Der geschäftsführende Landesvorstand der CSU 
mißbilligte Baumgarcners Äußerunge n als separatistisch .168 Er 
war vom stärker an der deutschen Einheit orientierten Par­
teivorsitzenden Dr.Jo ef Müller beherrscht. Vor der Fraktion 
rech tfertigte sich Schwalber, dass er selbst kein Wort über die 
M onarchie gesagt habe.169 

Ein Memorandum der Alliierten vom 2. März l 9-l9 sch ien 
den Fo rderungen der Föderalisten soweit entgegenzukommen, 
dass Ministerpräsiden t Ehard sich für ein Ja zum Grundgesetz 
erwärmen konnte.170 Die SPD weigerte sich aber trotz des 
Drucks der ß esatzungsmächte nachzugeben. Die Alliierten 
ruderten daraufh in ihrer eits zurück. Der 8. Mai war dann der 
Tag der Schlussabstimmung. Schwalber sprach für die CSU. 
Deren Abgeordnete hätten •> I .. -1 in weitem Maße in eine 
Be chränkung der R.echte der Länder unter der Voraussetzung 
eingewilligt, dass auf der anderen Seite die Länder bei der Bil­
dung des Gesamtwillens in angemes enem Verhältnis beteiligt 
würden. Eine Beteiligung ist den Ländern zwar durch den 
Bundesrat eingeräumt. Seine bereits festgelegten Befugni e 
wurden aber in den letzten Wochen Stück fü r Stück wesent­
lich geschmälert. Bestimmungen zur Sicherung de staatlichen 
Aufbaus. die in keiner Weise der Bundesgewalt Abbruch getan 
hätten, wurden gestrichen. Das Finanzwesen des Bundes und 
der Länder wurde in einer Fo rm geregelt, d ie eine gesunde 
Finanzwirtschaft der Länder wohl nicht mehr ermöglicht.« 
Auch biete das Grundgesetz keinen Schutz gegen eine Par­
teienzersplitterung und bekenne sich n icht en tschieden zur 
christlichen Staatsauffassung. Namens von sechs de1· insgesamt 
acht Abgeordneten der C SU erklärte Schwalber daher die 
Ablehnung.171 Nach der Beobachtung des »Spiegel« bela tete 
ihn dies so, dass er dabei Tränen in den Augen hatte.172 Für den 
herzkranken Schwalber war die An trengung im M ai l 9-l9 
denn auch so groß, dass er Gewicht verlor und He rzbeklem­
mungen bekam. sobald er nur in eine Akte schauen wo!!te.m 
Vor der Fraktion im Landtag nannte chwalber noch weitere 
Gründe für die Ablehnung: »D ie Einstellung, aus der heraus 
da Grundge ecz gemache wurde, ist die der Aufklärung und 
nicht des C hristentums. Ich empfinde eine gewisse Genug­
tuung, wenn ich die Verantwortu ng für dieses Grundgesetz 
nicht mit meinem N amen decken muss, besonders bezüglich 
der Frage der Soziali ierung.«171 Auch das Wahlgesetz sei »sau­
mässig<• . Noch im Jahr seines Todes, 1969, schrieb Schwalber an 
Dr.Theodor M aunz, dass er die Ablehnung des G rundgesetzes 
nie bereut habe.175 

Am 20. M ai l 9-l9 lehnte auch der Bayerische Landtag das 
G rundge erz ab, doch hatte dies nur mehr demo nstrativen 
Charakter und konnte das Grundgesetz nicht verhindern , da es 
in zwei Dritteln der Länder der Bundesrepublik Deutsc hland 
angenommen worden war. Zwar hatte Bayern seine Maximal­
forderungen nicht erreicht, doch waren die bayeri eben Forde­
rungen auch nicht vö llig übergangen worden. So sic herte etwa 
der Art. 70 Abs. (3) des Grundgesetzes, dass d ie Gliederung in 
Bund und Länder und deren Mitwirkung bei der Gesetzge­
bung g rundsätzlich nicht antastbar waren. Auch wirkte der 
Bundesrat als Organ der Länder wesentl ich an der Gesetzge­
bung mit. 1 ies war nicht zuletzt Schwalber zu verdanken. 

Abgeord11eter i111 erstell Ln11d1a/ 7
'' 

1 n dem am J. D ezember l 9-l6 erstmal gewählten ß ayeri­
schen .Landtag177 hatte Schwalber am 2 1. D ezem ber 1946 und 
30. Januar 19-l7 die wichtige Aufgabe, als ß erichtc rstatter für 
den Haushaltsausschuss zu sprechen. Als M itglied des Ved:as­
sungsausschu ses war er mit allen langfristigen Grundsatzfra-
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gen vertraut, als Mitglied des Haushaltsausschusses mit allen 
Fragen der aktuellen Tage po litik in Bayern. Al brennendes 
Pro blem schilderte er die H ilfe für die Fliegergeschädig ten, fü r 
die Flüchtlinge und Vertriebenen und die Uncer tüczung fi.ir 
Arbeiter, die wegen des Kohlemangels zeitweise auf Kurzarbeit 
gesetzt waren.178 Als Voraussetzung für eine schon anvisierte 
Währungsreform nannte er die Ankurbelung derWirtschafc.179 

1 n der aktuellen Situation w irkten sich vo r allem der Kohle­
mangel und die Einschränkung der Stromver o rgung dringend 
aus. Die höchste Belastung für den außero rdentlichen H aushalt 
waren die Besatzungskosten. Bed rohlich erschienen geplante 
D emontagen von Industrieanlagen, insbesondere b ei der 
MAN in Augsburg.180 

Schwalber war übe rdies im Ausschuss für Verfassungsfragen 
aktiv. In dieser Eigenschaft berichtete er dem Ausschuss über 
ein geplantes Gesetz zur Einführung von Friedensrichtern in 
den Gemeinden, die dort eine Schl ichtungsfunktion wahrneh­
men und die ordentlichen Ger ichte entlasten sollten.181 Der 
Ausschuss hatte das Gesetz verworfen . Schwalber war zusätzlich 
auch noch Mitglied des Wahlprüfungsausschusses, der d ie Fälle 
vorn Natio nalsozialismus betroffener Abgeordneter und der 
Gültigkeit ihrer Mandate zu behandeln hatte_l82 

Sta(l{ssekretär i111 l 1111c11111i11isteri11111 

N ach dem R.ücktr itt der sozialdemokratischen R.egierungs­
micglieder am 13. September 1947 bi ldete Hans Ehard e r tmals 
eine reine C SU- R egierung, die dank der in den Wahlen von 
1946 gewonnenen absolu ten M ehrheit ohne Weiteres m öglich 
war. Mit Dr.Josef Müller und Dr. Alo i Hundhamme r waren 
beide Flügel der CSU im Kabinett vertreten, der mehr katho­
li eh-bayerisch ausgerichtete und der liberal-gesamtdeutsche. 
Schwalber wurde Staatssekretär im Innenministerium. Se in 
Vorgesetzter als Minister, der Unterfranke Dr. Willi Anker­
müller. war ein Anhänger Müllers, dem man Schwalber als 
Gefolgsmann H undhammers an die Seite stel!te.18

·' 

Die wichtigsten Grundfragen, mit denen er in seinem neuen 
Amt konfrontier t wurde, waren die R eform des Landtags- und 
des Gemeindewahlrechts, eine neue Gemeindeordnung, die 
R eorganisation der Po lizei und der Aufbau des Landesamts 
für Verfassungsschutz. 

Landes,vahlrecht 

W ie bei der R eform des Gemeindewahlrechts bestand auch bei 
der des Wahlrechts für den Landtag Zeitdruck. Schwalber wies 
am 19. M ai 1948 im Kabinett darauf hin, dass die SPD schon 
einen I nitiativentw urf eingebracht habe. Wenn man die Sache 
noch weiter verzögere, werde sie auf ihrem Antrag bescehen.184 

Damit hätte die SPD einen Vorsprung gehabt. Miniscerprä i­
dent Ehard meinte, man könne das Ge ecz nicht so einfach 
vom M ini terrat aus vorlegen, zumal die Haltung der e igenen 
Partei nicht geklärt war. Schwalbcr beharrte aber dara uf, dass 
aus zeitlichen Gründen ke ine lange Diskussion innerhalb der 
Partei mehr möglich sei. Am IQ. Juni 19-l8 stand das Gesetz 
erneue im Ministerrat auf derTageso rdnung.18

; Schwalber hielt 
eine Kombination von direktem und Listenwahlrecht nicht fi.ir 
rea lisierbar, da es dem G rundsatz der Unmittelbarkeit wider­
spreche. Das Pro blem sah er darin , dass bestimmte Gruppen 
w ie Flüchtlinge und Frauen bei einer bloßen Dire ktwahl 
kaum Chancen hatten, Abgeordnete in den Landtag zu ent­
senden. Sraats1ninisrer Pfeiffer hielt dagegen die von Schwalber 
abgelehnte Kombination von direktem und Listenwahlrecht 
durchaus für möglich. Pfeiffers Vorstellung war gegenüber der 
von Schwalber wegweisend. Am 29. Januar l 9-l9 w urde das 
Landeswahlgesetz im Landtag verabschiedet.18'' 
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Ce111eindeord111111g 1111d C e111ei11de111ahlrecht 

Am 26.Januar 1948 berichtete Schwalber im Ministerrat über 
die E inzelheiten des neuen Gemeindewahlge etzes.187 Man 
sei unter schweren Zeitdruck geraten, da für die kleine ren 
Gemeinden die Wahlen bereits für April 1948 angesetzt seien. 
Die Militärregierung hatte großen Wert darauf gelegt, dass man 
von dem System der gebundenen festen Listen abging und das 
württembergische Wahlsystem des Panaschierens und Kumu­
lierens übernahm. D er C hef der amerikanischen Militärreg ie­
rung in Bayern, Murray D. van Wagoner, gratulierte dann dem 
Minister und seinem Staatssekretär ausdrücklich zu dem seiner 
Ansicht nach fortschrittlichen Entwurf.188 

Am 28 . Juni 1950 referierte Schwalber im Ministerrat über 
den Encw urf einer neuen Gemeindeordnung.189 Basis war eine 
bereits 1948 erschienene Denkschrift, die die Zu timmung des 
R echts- und Ve1fas ungsausschusses des Bayerischen Landtags 
gefunden hatte: »Auf eine kurze Formel gebracht könne man 
sagen, daß der Enr:v.rurf die Parole vertrete: Demokratisierung 
der Verwaltung. Er selbst könne aber njcht verhehJen, daß man 
genau o gut auch Kommunalisierung der Staatsverwaltung 
sagen könne. Dabei dü1f e man aber keinesfalls vergessen, daß 
gerade Bayern eine sehr alte Tradition in der gemeindlich en 
Selbscverwaltung habe. Man müsse sich über die Tragweite des 
vorliegenden Entwurfs im klaren sein und j eder Schritt müsse 
wohl überlegt werden, handle es sich doch darum, die Form der 
Kommunalverwaltung endgültig zu regeln.« Nach dem Artikel 
8 sollten den Gemeinden in ihrem Bereich d ie Wahrnehmung 
aller öffentlichen Aufgaben zustehen, die nicht aufgrund einer 
gesetzlichen Vor chrift von anderen Aufgabenträgern erfüllt 
·würden. In Zukunft ollten auch die Bürgermeister direkt von 
den Bürgern der Gemeinde gewählt werden. Für besonders 
problemati eh hielt Schwalber den Artikel 20, der einen Bür­
gerentscheid ermöglichte. Bedenklich fand er auch die Bestim­
mungen, wonach Gemeinden wirtschaftliche Unternehmun­
gen nur errichten oder führen dü,ften , wenn dies im Verhältnis 
zu ihrer Leistungsfahigkeit und zu ihrem Bedarf stehe. Darin 
erblickte er eine Tendenz zur Sozialisierung. Schwalber hätte 
am lieb ten die alte Gemeindeordnung von 1927 mit gewissen 
Modifikationen übernommen. Sie sah keine Direktwahl der 
Bürgermeister vor. Er vermutete abe r, dass die Besatzungs­
macht die alte Gemeindeordnung nicht wolle. Auch in der 
Öffentlichkeit warnte Schwalber, die zur Diskussion tehe nde 
neue Gemeindeordnung bedeute die »Zerschlagung der bishe­
rigen Staatsverwaltung<<: 190 Alle Kommunalpolitiker sähen die 
Gemeindeordnung von 1927 als vorbildlich an. 
Vor der Fraktion vertrat er am 2. Oktober 1950 den Stand­
punkt, sie o lle ich dafür entscheiden. die Sache einstweilen 
nicht weiter zu behandeln. Es sei ungünstig, die Gemeinde­
ordnung noch vor den Wahlen durchbringen zu wollen.19 1 Die 
R egierung beschloss denn auch vor den Wahlen von 1950 
nichts mehr. 
Der Mjni terrat der neuen Koalitionsregierung ent chjed dann 
am 2 . Augu t 1951. dass nur in Gemeinden bis zu 20 000 Ein­
wohnern die Bürgermeister direkt gewählt werden sollten. 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid sollten aber möglich 
sein. Am 2 1. Dezember 1951 verabschiedete der Landtag die 
neue Gemeindeordnung. Der Entschluss des Ministerrats war 
jetzt allerdings auf den Kopf gestellt. Die Bürgermeister wur­
den in allen Gemeinden direkt gewählt. Der ursprünglich im 
Entwurf der Staatsregierung vorgesehene und von der SPD 
gewünschte G emeindeentscheid war hingegen darin wegge­
fa llen.192 Der Grund war eine Ablehnung durch große Teile 
der CSU. 
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Über die weitere Entwicklung der kommunalen Selbstver­
waltung und der Selbstverwaltung der Landkreise äußerte sich 
Schwalber später sehr resigruerc: »( ... ] ich bin der Auffassung, 
daß von der Selbstverwaltung, die ich 1947 bei meiner Über­
siedlung ins Innenministerium verlassen habe und in deren 
Dienst ich l 957 w ieder zurückgekehr t bin, n icht mehr viel 
übrig geblieben ist. Die R echte der Selbstverwaltung sind 
heute geringer als vor 1914, wobei ich alJerdings nicht der 
Bürokratie die alleinige Schuld beimessen möchte. Die Kom­
munen können sich heute weitgehend nur mehr am Gängel­
band eines umfassenden Zuschußsystems bewegen, das in der 
R egel »aus dem Bedürfoi der Praxis« einer klaren Fixierung 
ermangelt. ( ... 1 Den notwendigen Überblick kann allein die 
örtliche Selbstverwaltung besitzen, aber njcht eine objektferne 
staatliche Verwaltungsstelle.«193 

Die Polizei in Bayern 

Bei der Neuorganisation der Polizei in Bayern fiel SchwaJbers 
Amtszeit als Staatssekretär in eine Umbruchszeit. Auf Veran­
lassung der Militärregierung war nach 1945 die Polizei weit­
gehend dezentralisiert organisiert worden .194 Jede Gemeinde 
mit 5 000 und mehr Einwohnern sollte eine eigene Polizei als 
Bestandteil der Gemeindeverwaltung haben. Für Gemeinden 
ohne eigene Polizei war die Landpolizei zuständig. Sie war eit 
1946 im Aufbau. Jede Zentrafüierung inne rhalb Bayern war 
strikt ve rboten. Es dutfte nicht einmal ein Polizeireferent im 
1 nnenministerium bestellt werden.195 Durch Verordnung des 
Innenministeriums wurde außerdem am 15. N ovember 1945 
die ßildung einer Bayerischen Landesgrenzpolizei angeord­
net. Ein Gesetz vom 30. Mai 195 1 bestimmte als besonderen 
kasernierten Polizeiverband zur Verstärkung bei der Aufrecht­
erhaltung der inneren Sicherheit und Ordnung die Schaffung 
der Bayerischen Bereitschaftspolizei. Den Abschluss der Neu­
organisation bi ldete nach Schwalbers Amtszeit 1952 das Po li­
zeiorganisationsgesetz. 
Sichtbares Symbol für den Umbruch war seit 22. Mai 1946 der 
neue Leiter der Landpo lizei, Michael Freiherr von Godin.19" 

Seine Karriere verdankte er Wilhelm Hoegner. Er war Leiter 
der Abteilung der Bayerischen Landespolizei (Vorläuferin der 
Bereitschaftspolizei) gewesen, die am 9. November 1922 den 
Hiclerputsch niedergeschlagen hatte. Angesicht der Sicher­
heitsprobleme auf dem Land hatte die Mifüärregierung im 
April 1946 werugstens die Bildung des direkt dem Innenminis­
ters unte rstehenden Präsidiums der Landpolizei bewilligt.197 

1 m November 1950 klagte Schwalber über die bisherigen 
Auflagen der Besatzungsmacht: »j ... j die Po lizeigewalt, die 
gewissermaßen das Messer in der Hand des Staates darstellt, 
ist zerschlagen und aufgesplittert in eine Unzahl von kleinen 
leistungsunföhigen Polizeie n.«198 Allmählich komme man von 
dem Gedanken ab, dass die Dezentralisatio n auf po lizeilichem 
Gebiet das Allheilmittel für einen demokratischen Staat sei. 
Am 26.Juni l 950 hatte der amerikanische Hochkommissar für 
Deutschland dem bayerischen Ministerpräsidenten schriftlich 
mitgeteilt. für den Fall , dass bei einer Stö rung oder Gefahr 
der öffentlichen Sicherheit die Polizeikräfte zu schwach eien, 
könne der Innenminister Anweisungen zur gegen eitigen 
Hilfeleistung innerhalb eines Landes erlassen. Diese Befugni 
müsse aber auf eine m Landesgesetz beruhen. Die Po lizei e ilte 
demnach in einem Störungsgebiet einer einheitlichen Leicung 
unter einem Beamten des Gebiets unter tel.lt werden können. 
Die bayerische R egierung ließ danach ein G esetz über d ie 
Verwendung der Polizei im Falle eine öffentlichen Notstandes 
erarbeiten. Schwalber sah in dem Gesetz den ersten Schriet 
in R.ichtung auf eine mehr zentralisiert geführte Polizei. Das 
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Gesetz sah vor, dass der Landtag unverzüglich informiert wer­
den müsse und d ie Maßnahmen der Staatsregierung in dem 
vorgesehenen NotfaU ganz oder teilweise aufheb en konnte. 
D er R..echts- und Verfassungsausschuss des ßayerischen Senats 
sah darin einen verfassungswidrigen Übergriff der Legislative 
auf das Gebiet der Exekutive. Schwalber erklärte abe r vor dieser 
Institution, dass d ie Staatsregierung njchts dagegen einzuwen­
den habe.Mit der Bestimmung des Gebiets und des j eweiligen 
Polize ichefs fi.ir den Einsatz werde nämlich das gem eindliche 
Selbstverwaltungsrecht e rheblich beeinträchtigt. Um es nicht 
zu gefährden, sei mit R echt d ie Mitteilungspflicht an den 
Landtag gefordert worden . 
Im bayerischen Innenministerium war man besonders von der 
Furcht beherrscht, im Zuge der Säuberung der Polizei von 
Nationalsozialisten könnten Kommunisten in deren StelJungen 
nachrücken. Am 20. April 1949 schrieb Schwalber namens 
des Innenministeriums an die US-Militärregierung, bei den 
Gemeindepolizeien finde sich inzwischen Persona] , das von 
weiten Kreisen als kommunistisch angesehen werde.199 In ein­
zelnen Städten seien 30 bis 40 % der Polizei in dieser H insicht 
bedenklich. Dies dürfte erheblich übertrieben gewesen sein. Bis 
j etzt fehlen dazu Untersuchungen, genauso wie zu der Frage, 
in welchem Ausmaß durch den N ationalsozialismus belastete 
Polizeibeamte wieder in de n Dienst zurückgekehrt waren.200 

Schwalber war gleichermaßen gegen Links- und R echtsradi­
kalismus sensibel. Als im Kabinett die Frage anstand, wie man 
Beamte, Angestellte und Arbeiter aus dem öffentlic hen Dienst 
entfernen könne, die der KPD oder einer ihrer Unterorgani­
sacionen angehörten, verlangte er, es müsse eine Formulierung 
getroffen werden, die die Möglichkeit biete, auch gegen rechts­
radikale Organisationen einzuschreiten.201 

Zurückl1altend war Schwalber offenbar gegenüber belasteten 
ehemaligen Polizeio ffizieren. So verwandte sich ein ehemali­
ger Generalmajor der Polizei in der Staatskanzlei dafür, dem 
früheren Generalleutnant der Polizei, SS-Gruppenfi.ihrer und 
SteUvertreter des Chefs der Ordnungspo lizei,Adolf von Bom­
hard, einen Termin bei Ministerpräsident Ehard zu verschaf­
fen. Er wolJte sich do rt offenbar als Berater beim Aufbau der 
Bereitschaftspolizei ins Spiel bringen. Ehard ließ Schwalber 
mitteilen, er glaube sich zu erinnern , »[ .. -1 daß die RoUe, die 
Herr von Bomhard als General der Polizei während des Natio­
nalsozialismus gespielt hat, nicht gerade sehr rühmlich war.«202 

Bomhard war zwar kein nationalsozialistischer Aktivist, aber 
ein hemmungsloser Karrierist gewesen.203 Schwalber schr ieb 
ß om.hards Kontaktmann gewunden, die Verhandlungen eien 
noch nicht so weit gediehen, als dass eine Besprechung prak­
tische Ergebnisse e1warten ließe und wimmelte ihn auf diese 
Wei e ab.20-t Schon über ein Jahr früher hatte er einem ehema­
ligen Offizier des Bayerischen Infanterie-Leibregiments, der 
ihn auf von Bomhards nationalsozialistische Vergangenheit hin­
wies, mitgeteilt, er werde seinen EinAuss entsprechend geltend 
machen, we nn von ßomhard wirklich für eine Wiederanstel­
lung in .Erwägung gezogen werden sollte.205 An fa ng 1950 wies 
Schwalber auch einen ihm noch aus seiner Fürstenfeldbrucker 
Z eit näher bekannten ehemaligen Gendarmerieoffizier ab, der 
ihn bedrängte, von Bomhard als Kenner wieder heranzuzie­
hen:206 »f---1 darüber darfst Du Dir nicht im Unklaren sein, 
daß H err vo n Bomhard weder in Bayern noch im Bund in 
der Polizei wieder eine R o lle spielen wird. 1-. -1 Es steht nun 
[ ... ] seit nahezu 5 Jahren wieder eine neue Polizei und über 
diese Tatsache ist nicht mehr hinwegzukommen und das R ad 
der Geschichte läßt sich auch auf d iesem Sektor nicht mehr 
zurückdrehen. Ich möchte Dir deshalb in alter und aufrichtiger 
Freundschaft raten, Dich mit dieser Entwicklung abzufinden 
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und von da aus den neuen Ausgangspunkt zu suchen, abe r 
nicht zu glauben, es könnten einmal die VerhäJnusse wieder­
kehren wie sie zu irgend einem Zeitpunkt vor 1945 waren.«207 

Er versprach allerdings d iesem Bekannten, der wegen seiner 
Parteimitgliedschaft nicht mehr in den Dienst gekommen war, 
sich für dessen Wiedereinstellung bei der Polizei zu verwen­
den _2os 

Dagegen stellt SchwaJber den ehemaligen Chef der La ndpo li­
zei von Oberbayern , Max K.reutzer, der im März 1947 dienst­
enthoben worden war, in dieser Funktion w ieder ein, obwohl 
ihm belastendes Material zugegangen war.209 

Die Bereitschaftspolizei sah Schwalber als besonders wichtig 
für die bayeri ehe Polizeihoheit an.Als das Ende der alJeinigen 
CSU-R egierung im Oktober 1950 absehbar war, drängte er 
darauf, dort vorher noch möglichst schnell Spitzenstellungen 
zu besetzen .210 

Schwalber fürchtete Übergriffe des ßundes auf bayerische 
Polizeikompetenzen. Als im Juni 1950 der Entv, urf für ein 
Bundeskrinunalpo lizeiamt vorlag, äußerte er im Ministerrat 
klipp und klar, er wende sich in dieser Hinsicht gegen j egli­
che Bundesexekutive.211 Ein halbes Jahr später musste er aller­
dings feststellen, dass Dayern in dieser Frage einer weitgehend 
geschlossenen Front der übrigen Bundesländer gegenüber­
stand. D er Minjsterrat lehnte die Institution zwar ab,212 doch 
am 15. März 1951 trat das Gesetz über die Einrichtung eines 
Bunde kriminalpolizeiamts in Kraft. 
Schwalber war auch vehement gegen j ede andere Form einer 
Bundespolizei.213 Doch war am elben Tag wie das BKA auch 
der Bundesgrenzschutz gegründet worden. Auch hier saß 
Bayern am kürzeren H ebel.214 Erst l 953 war wenigstens das 
Weiterbestehen der bayerischen Grenzpolizei gesicher t. 

Das Landesamt für Vetfa sungsschutz 

Im Jahr 1950 wurde in Bayern das dem Innenministe rium 
unterstellte Landesamt für Verfassungsschutz eingerichtet.215 

Schwalber betonte am 17 . November 1950 vor dem Bayeri­
chen Senat, dass dieses Amt nur beobachten solle und nicht 

mit Exekutivbefugnissen ausgestattet sei.216 In dem Amt wür­
den lediglich Nachrichten gesammelt: »Wir müs en sehen, daß 
der Staat keinen Schaden leidet. D eshalb müssen wir auch 
alles beobachten können und dürfen mit der Beobachtung 
nicht erst dann beginnen , wenn eklatant feststeht, daß es sich 
um eine gesetzwidrige, um eine verfassungswidrige, um eine 
staatsfeindliche T ätigkeit handelt. De wegen wollen wir auch 
alle Be trebungen beobachten, ob sie nun auf eine gewaltsame 
Änderung der bestehenden Ordnung abzielen oder nicht .<< 

(Fortsetzung folgt) 
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